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DasAtomgesetz schreibt vor, dass
im Haftungsfall zunächst die Anla-
geninhaber bis zu einem Betrag von
2,5Mrd.Euro zurKassegebeten wer-
den. In einem zweiten Schritt stehen
Bund und Länder für 500 Mib.Euro
gerade, wovon der Bund 375 Mio.
Euro übernimmt, das" betroffene
Land 125Mio.Euro.

H6here "EInstandspflIcht"
An dieser Stelle setzen die juristen
an: Aus einer Laufzeitverlängerung
ergebe sich "eine drastische Auswei-
tung der Einstandspfficht der län-
der" für Schadensereignisse, heißt
es in dem Gutachten der Kanzlei
'Gaßner, Groth, Siederer. Di~Länder
müssten für weitere jahre mit dem
Risikoleben, mit 125Mio.Euro in An-
spruch genOIiunen zu werden. Aus
Sicht der Autoren Hartmut Gaßner
und jens-Erik Kendzia betrifft diese
Ausweitung der Einstandspfficht
nicht nur den zeitlichen, Aspekt:
••Nach längerem Betrieb nehmen
Verschleiß- und Ermüdimgsausfälle
zu, zum Beispiel infolge von Korro-
sion, Versprödung oder Materialer-
müdung" , schreiben sie. Das Haf-
tungsrisiko der Länder werde daher
auch sicherheitstechnisch erhöht.

In dem Gutachten heißt es, eine,
Laufzeitverlängerung um vier jahre
erhöhe das Haftungsrisiko um 70
Prozent, eine Verlängerung um zehn
jahre um 180Prozent .••Für das Land
Hessen mit den beiden Atoinkraft-
werken BiblisAund BiblisBbeträgt
die entsprechend berechnete Risiko-
.erhöhung sogar rund 370 bezie-
hungsweise 920 Prozent", heißt es
in dem Gutachten weiter. Biblis A
und Biblis B gehören zu ältesten
deutschen Reaktoren.

LAUFZEITVERLÄNGERUNG

, lich, dass die Länderkammer kein
grünes Lichtgeben muss. Außerdem
verweisen sie darauf, auch der Aus-
stiegsbeschluss sei ohne Beteiligung
der Länder gefallen. Aus Sicht der
Bundesregierung ist zumindest eine
"moderate" Laufzeitverlängerung
fiii' die Länder so wenig belastend,
dass sie ohne Zutun der Länder be-
schlossen werden könnte.

Monatelanger Streit
Seit Monaten streiten Befürworter
und Gegiler längerer Laufzeiten
über die Frage der Zustimmungs-
pfficht der Länderkammer. Gegner
einer Laufzeitverlängerung argu-
mentieren, bei längeren Laufzeiten
werde die Verwaltußg der Länder
bei der Atömaufsicht in Form der
Bundesauftragsverwaltung weiter in
Anspruch genommen. Dasalleinma-
che die Laufzeitverlängerung iustim-
mungspffichtig. AusSicht der Befür-
worter längerer Laufzeiten ist die Be-
lastung für die f;.änderso unwesent-
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Kernkraft: Länder haften länger

V erfassungsrechtler liefern den
Gegnern von längeren Laufzei-,
ten für Kernkraftwerke neue

Argumente. AusSichtder juristen er-
höhen sich die Haftungsrisiken für
die Bundesländer durch eine Lauf-
zeitverlängerung erheblich. EineVer-
längerung ohne Zustimmung des
Bundesrates ist aus ihrer Sichtdaher
schwer vorstellbar.

••Die Frage der Staatshaftung hat.
in der bisherigen DiskUssionkeine: Moderat NachAnsichtder Bun-
Rollegespielt, obwohl dieser Aspekt . desregierung ist eine "mode-
bedeutsam ist", sagte der Berliner rate" Laufzeitverlängerungohne

,Verfassungsrechtler Christian PeSta- Bundesratsbeteiligungmöglich. '
lozza dem Handelsblatt. Es liege die Wasmoderat bedeuten könnte,
Annahme nahe, dass sich durch län- klärenInnen-und Justizressort.
gere Laufzeiten die Haftungsbedin- InRegierungskreisenheißt es,
gungen wesentlich änderten, was manwerde sichauf einenWert
bei einer Laufzeitverlängerung die von zehn Jahren verständigen.
Zustimmungspfficht der Länder aus-
löse, sagte der Verfassungsrechtler. Entscheidend Mitder Frage .
Gestützt wird die Sichtweise durch der Zustimmungspflichtsteht
ein.Gutachten der auf Energierecht und fälltdieVerlängerung.Seit
spezialisierten Kanzlei Gaßner, den NRW-Wahlengibt es imBun-
Groth und Siederer, das dem Han- desrat keineschwarz-gelbeMehr-

heit mehr.Sollteder Bundesrat
eingeschaltet werden müssen,
dürfte das Projektscheitern.
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lerdings kritisiert die Energiewirt-
schaft, es mangele an eindeutigen
Vorgaben. Dasbetrifft etwa die Defi-
nition klarer Ziele: Solange über
die ,künftige Rolle bestimmter Er-
zeugungsformen - etwa der Kern-
kraft - geStritten wird, lassen sich
wichtige Fragen des Netiausbaus
nicht klären.

Hochspannungsmast und RWE-
Kraftwerk bel K61n: Künftigwird
allesk9mplizierter.

Steigende Kosten fOr Verbraucher
Außerdem geht es um die Regulie-
rung der Netze. "l)ie bestehenden
reguIatorischen Systeme müssen
Ralunenbedingungeri setzen, die
den notwendigen Umbau der Netze
unterstützen und fördern", sagt
Hans-joachim Reck, Hauptge:.
schäftsfiihrer des Verbandes Kom-
munaler Unternehmen (VKU). Er
mahnt für den Umbau der Netze ei-
nen "investitionsfreundlichen Rah-
men" an.' Allein auf der Ebene der
Verteilnetze, die zum größten Teil
in die Verantwortung der vom VKU
repräsentierten Stadtwerke fallen,

g: sind nach BecksAngaben Investitio-
nen im zWeistelligen Milliardertbe-
reich erforderlich.

Zu bezahlen haben das alles die
Verbraucher. Schon jetzt machen
die Netzkosten ein' Drittel des
Strompreises aus. In zukunft dürfte
dieser Anteil eher wachsen.

, erst in ferner Zukunft auf: Allein
der jetzt schon zu verzeichnende
Ausbau bei Photovoltaikanlagen'
macht den Netzen Zuschaffen. "Die
Netze können schon jetzt mit der
Entwicklungkaum mehr SChrittha1~
ten" , sagt Kohler. "Dabei stehen wir '
erst am Beginn einer Entwicklung."

Grundsätzlich erkennt auch die
Politik die Herausforderungen. Al-

Netzumbau
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